
Landtag   16.12.2015 

Nordrhein-Westfalen 10407 Plenarprotokoll 16/100 

 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/10417 an den Ausschuss für Klimaschutz, 
Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz. Die abschließende Abstimmung 
soll dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist für 
diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Das ist jeweils nicht 
der Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

7 Gesetz zum Siebzehnten Staatsvertrag zur 
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Gesetz zum Siebzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag)  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9516 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/10389 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/10490 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Vogt 
das Wort.  

Alexander Vogt (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir beraten hier nun den Sieb-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag.  

Zunächst zur Einordnung: Worum geht es in diesem 
Staatsvertrag? Grob gesagt: Der Staatsvertrag re-
gelt, wie das Zweite Deutsche Fernsehen aufgestellt 
sein soll. Das betrifft uns durchaus alle; denn wir 
sind Zuschauer, Beitragszahler und profitieren alle 
von einer guten und vielfältigen Medienlandschaft.  

Konkret geht es im Siebzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag unter anderem darum, wie ge-
sellschaftliche Kontrolle im ZDF stattfindet, also bei-
spielsweise, wie sich der Fernsehrat oder der Ver-
waltungsrat zusammensetzt. Ebenso wird die Frage 
der Transparenz behandelt. Das bedeutet hierbei, 
wie öffentlich in den Gremien des ZDF gearbeitet 
wird und was veröffentlicht werden muss.  

Eine Überarbeitung des Staatsvertrags wurde not-
wendig, da das Bundesverfassungsgericht im Früh-
jahr 2014 einige Teile des bestehenden Staatsver-
trags für verfassungswidrig erklärt hat.  

Die Länder haben sich nun auf die vorliegenden 
Änderungen geeinigt. Die Fraktionen im Landtag 
haben sich beraten. Unter anderem hat es am 
19. November 2015 eine Anhörung des Hauptaus-
schusses und des Ausschusses für Kultur und Me-
dien gegeben. Ich habe schon an einer Reihe von 
medienpolitischen Anhörungen teilgenommen. Aber 
so viel Zustimmung, dass wir hier einen guten 
Staatsvertrag vorliegen haben, war selten.  

Was versucht jetzt die FDP? Herr Nückel wird sein 
Anliegen sicherlich gleich begründen; wir können es 
auch im Entschließungsantrag lesen. Es wird eine 
Begründung gesucht, um diesen Staatsvertrag ab-
zulehnen. Sie versuchen nun, zu konstruieren, dass 
die Staatsferne der Gremienmitglieder nicht hinrei-
chend gewährt sei.  

Meine Damen und Herren, wenn wir uns die Stel-
lungnahmen der Vertreter des ZDF – von Intendanz 
und Verwaltungsrat –, aber auch die Aussagen der 
Professoren Dörr oder Hain anschauen, sehen wir, 
dass der Staatsvertrag unter Berücksichtigung der 
dem Gesetzgeber eingeräumten Gestaltungsspiel-
räume den Vorgaben der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts entspricht.  

Kurt Beck, der Vorsitzende des ZDF-Verwaltungs-
rats sagt – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsi-
dent –:  

„Ich begrüße deshalb ausdrücklich die Vorlage 
insgesamt, insbesondere dass weiterhin eine 
Gewichtung vorgenommen wird, die den Vertre-
tern der Zivilgesellschaft einen sehr hohen Rang, 
ja eine steigende Bedeutung hinsichtlich der in-
ternen Kontrolle des Zweiten Deutschen Fern-
sehens zumisst.“  

Auch Prof. Hain spricht von einem gelungenen 
Staatsvertrag.  

Die Anhörung, meine Damen und Herren, war aber 
nicht nur zur Beurteilung des Staatsvertrages inte-
ressant. Wir beraten derzeit auch das WDR-Gesetz. 
Es lohnt sich, diesbezüglich die Aussagen zur Ar-
beitsfähigkeit von Kontrollgremien aus der Anhö-
rung genauer zu betrachten.  

Die Sachverständigen sahen die Verkleinerung des 
Fernsehrats auf 60 Personen als eine gute Anzahl 
an, die durchaus eine Arbeitsfähigkeit des Gremi-
ums gewährleistet. Der Vorschlag für die Größe des 
Rundfunkrats beträgt im WDR – das wird von der 
Opposition durchaus kritisiert – 58 Sitze. Darum, 
insbesondere an CDU und FDP gerichtet: Sehen 
Sie sich auch unter diesem Aspekt die Anhörung 
noch einmal an!  

Herr Nückel, nun zu Ihrem Entschließungsantrag. 
Er kritisiert den Staatsvertrag, wie gerade schon 
dargestellt. Aber einen Punkt finde ich besonders 
bemerkenswert. Sie fordern, dass sich analog zur 
Besetzung der Medienkommission der Landesan-
stalt für Medien Nordrhein-Westfalen zivilgesell-
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schaftliche Gruppen und Einzelpersonen für einen 
Sitz im Fernsehrat in der anstehenden Amtsperiode 
bewerben können und vom Fernsehrat hinzuge-
wählt werden können.  

Herr Nückel, ich erinnere mich ein Jahr zurück. Wir 
haben damals über dieses Landesmediengesetz 
diskutiert. Sie haben die Backen aufgeblasen und 
riesige Kritik geübt, dass es neue Wahlverfahren 
geben solle, dass es neue Ideen geben solle. Jetzt, 
ein Jahr später, haben Sie gesehen, dass die Ideen 
der Landesregierung in diesem Fall sehr gut waren. 
Sie übernehmen diese Vorschläge sogar in Ihren 
Entschließungsantrag.  

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Insgesamt lehnen wir Ihren Entschließungsantrag 
natürlich ab. Es gibt darin einen guten Punkt. Die 
anderen Punkte teilen wir nicht.  

Beim Staatsvertrag halten wir es mit dem Appell, 
den Herr Prof. Dörr auch in der Anhörung an uns 
richtete. Er sagte:  

„Mein Appell ist also auch: Stimmen Sie dem 
Staatsvertrag zu.“  

Das halten wir so. Wir stimmen natürlich zu. – Vie-
len Dank.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Schick das Wort.  

Thorsten Schick (CDU): Sehr geehrte Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir dürfen 
heute unser Votum zum Siebzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag abgeben. Es geht dabei um 
Regelungen im ZDF-Staatsvertrag.  

Da Herr Vogt schon einiges zu den inhaltlichen Din-
gen gesagt hat, kann ich es an dieser Stelle kurz 
machen: Wir werden den Änderungen zustimmen.  

Lassen Sie mich trotzdem noch einige Anmerkun-
gen machen. Am 18. Juni 2015 haben die Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
den Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
unterzeichnet. Es war also bis zum heutigen Tag 
noch ein halbes Jahr Zeit, um ein geordnetes par-
lamentarisches Verfahren einzuleiten.  

Wenn aus bestimmten Gründen Anhörungen, aus-
wertende Ausschusssitzungen und der Beschluss 
zeitlich sehr eng zusammenliegen, dann darf man 
schon erwarten, dass bestimmte Spielregeln einge-
halten werden.  

Wir hatten aufgrund des fehlenden Protokolls der 
Anhörung zum ZDF-Staatsvertrag auf ein Votum im 
mitberatenden Medien- und Kulturausschuss ver-
zichten wollen. Mit dem Hinweis, dass in der Anhö-
rung keine wesentlichen Kritikpunkte genannt wor-

den seien, wurde dies von SPD und Grünen abge-
tan.  

Wenn wir Anhörungen so auswerten, dass wir von 
vornherein schon sagen: „Wir haben eine bestimm-
te Vorstellung, und eigentlich ist keine schriftliche 
Auswertung mehr nötig“, dann können wir uns die 
Protokolle auch sparen. So sieht kein vernünftiges 
Miteinander aus.  

Im federführenden Hauptausschuss lag dann das 
vorläufige Protokoll vor.  

Kritisiert wurden von einzelnen Experten die Trans-
parenz- und Veröffentlichungsregelung oder das 
höhere Gewicht der Exekutive. Außerdem wurde 
noch auf eine Schwäche im Ausführungsgesetz der 
Landesregierung hingewiesen. Es fehle eine Regel 
für den Fall, dass sich die entsendungsberechtigten 
Organisationen aus Nordrhein-Westfalen aus dem 
Bereich Medienwirtschaft und Film nicht einigen 
können. Einige Länder haben sich da beholfen und 
ein entsprechendes Losverfahren eingearbeitet. 
Das fehlt in Nordrhein-Westfalen.  

Trotzdem kann man sagen, dass die Einwände 
nicht so gravierend sind und dass wir als CDU-
Landtagsfraktion zustimmen können.  

Etwas anders sieht es beim Entschließungsantrag 
der FDP aus.  

Maßlos geärgert hat mich allerdings die Art und 
Weise, wie im Hauptausschuss mit dem Kollegen 
Nückel von der FDP-Fraktion umgegangen worden 
ist. Nur – das sei ihm zugestanden – weil er den 
Staatsvertrag anders bewertet hat, ihm Populismus 
zu unterstellen, ist schon harter Tobak. In dem vor-
läufigen Protokoll liest es sich sogar so, dass der 
Kollege Nückel an die Seite von Personen gestellt 
wurde, die mit Begriffen wie Pinocchio-Presse durch 
die Gegend ziehen. Meine Damen und Herren, wer 
so etwas macht, der vergiftet das politische Klima. 
Und das bei einem Thema, bei dem eigentlich sehr 
viel Konsens besteht. Das ist sehr schade und der 
Sache nicht würdig. – Danke schön.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schick. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Engstfeld. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Siebzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
ist das Ergebnis des Verfahrens beim Bundesver-
fassungsgericht, das durch die Ereignisse rund um 
den damaligen Chefredakteur Nikolaus Brender und 
die klare und harte Einflussnahme durch den sei-
nerzeitigen hessischen Ministerpräsidenten Roland 
Koch ausgelöst wurde. 



Landtag   16.12.2015 

Nordrhein-Westfalen 10409 Plenarprotokoll 16/100 

 

Ursprünglich waren es die Grünen und hier insbe-
sondere meine Bundestagskollegin Tabea Rößner, 
die den Gang nach Karlsruhe angestrebt haben.  

Kurt Beck und die Sozialdemokratische Partei zo-
gen nach, und das Bundesverfassungsgericht hat 
gesprochen: mehr Staatsferne, größere Unabhän-
gigkeit des Fernsehrats und keine Versteinerungs-
tendenzen mehr.  

All das haben wir in einer eigens dazu beantragten 
Anhörung hier im Landtag Nordrhein-Westfalen 
ausführlich mit den Expertinnen und Experten erör-
tert. Die einhellige Aufforderung aller Medien- und 
Verfassungsrechtler war: Stimmen Sie diesem 
runderneuerten ZDF-Staatsvertrag zu. Es gibt bis-
her keinen besseren.  

Auch wenn es einzelne Kritikpunkte geben mag, die 
man auch begründen kann, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, insgesamt ist für uns Grüne 
klar: Wir lehnen den Entschließungsantrag der FDP 
ab und stimmen dem Siebzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag zu. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engstfeld. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Nückel.  

Thomas Nückel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Na-
türlich ist es leichter, in der Sahara nach Trüffeln zu 
suchen, als einen Staatsvertrag aufzudröseln. Das 
Dilemma der Landesmedienpolitik liegt natürlich da-
rin, dass man in den Landtagen im Grunde nur noch 
abnicken kann, wenn sich die Staatskanzleien der 
Länder geeinigt haben. Oder auch nicht. So einen 
Fall gab es auch schon. Das heißt, man muss ge-
nauer hinschauen, auch wenn es vielen vielleicht 
lästig erscheint.  

Grundsätzlich geht es bei der Veränderung eines 
Aufsichtsgremiums eines Senders auch darum, da-
für zu sorgen, dass die Medienaufsicht innovativer 
Impulsgeber sein kann, aber auf jeden Fall sich den 
modernen und sich rasant verändernden digitalen 
Medienrealitäten anpasst. Diese Chance, die sich 
geboten hätte, wurde abseits der Erledigung der 
vom Bundesverfassungsgericht erteilten Aufgabe 
leider nicht wahrgenommen. Es wurde der für die 
Exekutive bequemere Weg gewählt. Kurt Beck – ich 
glaube, Lob sieht anders aus – meinte mit einem 
Augenzwinkern: Der Rahmen war für den Fern-
sehrat schon gezimmert, bevor der Inhalt des Bildes 
gemalt wurde.  

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung am 25. März 2014 die verankerte Auf-
sichtsstruktur beim ZDF als grundrechtswidrig ein-
gestuft. Es hat dabei den Grundsatz vielfältiger und 

staatsferner Aufsicht präzisiert und auch konkrete 
Vorgaben zur Zusammensetzung der Gremien ent-
wickelt.  

Unser Vorwurf nun ist: Diese Vorgaben wurden im 
vorgelegten Entwurf nicht ausreichend berücksich-
tigt.  

Es beginnt mit der sogenannten Regierungsbank. 
Als FDP-Landtagsfraktion sind wir der Auffassung, 
dass Regierungsvertreter von der Mitwirkung in 
Aufsichtsgremien von Rundfunkanstalten ausge-
schlossen sein müssen. Diese aus meiner Sicht 
ordnungs- und medienpolitisch saubere Variante 
vertritt ja auch der Verfassungsrichter Professor 
Paulus in seinem Sondervotum zum ZDF-Urteil.  

Aber auch das Mehrheitsvotum steckt ja die Mög-
lichkeit für Regierungsmitglieder in Aufsichtsgremi-
en sehr eng ab. Ich zitiere jetzt aus dem Urteil: Nur 
in eng zu begrenzendem Umfang dürfen Exekutiv-
vertreter etwa im Range eines Ministerpräsidenten 
in den ZDF-Gremien vertreten sein.  

Der „eng zu begrenzende Umfang“ lässt ein wenig 
Interpretationsspielraum: zwei, vielleicht drei. Ich 
gestehe zu, dass man sich da nicht unbedingt fest-
legen muss. Aber es dürfte, denke ich, auf der Hand 
liegen, dass bei 18 Regierungsvertretern in einem 
Aufsichtsgremium, das insgesamt aus 60 Personen 
besteht, der eng zu begrenzende Umfang deutlich 
gesprengt ist. Deswegen haben auch die Sachver-
ständigen in der Anhörung mehrfach von einem Ri-
siko gesprochen. 16 Vertreter der Landesregierung 
und zwei Vertreter der Bundesregierung sollen in 
den Fernsehrat entsandt werden. Also fast ein Drit-
tel des Aufsichtsgremiums kann allein aus Regie-
rungsmitgliedern bestehen.  

Deswegen finde ich es schwer verständlich, dass 
die rot-grüne Landesregierung einen solchen 
Staatsvertrag unterschreibt, der so offensichtlich ei-
ne Vorgabe des Verfassungsgerichts zumindest 
umläuft und der übrigens auch von der Praxis in 
Nordrhein-Westfalen beim Rundfunkrat des West-
deutschen Rundfunks abweicht. Auch in der Medi-
enkommission der Landesanstalt für Medien sind 
keine Vertreter der Exekutive vorgesehen.  

Eine zweite wesentliche Vorgabe des Urteils wird 
unseres Erachtens ebenfalls missachtet. Das Bun-
desverfassungsgericht sieht durchaus die Notwen-
digkeit, dass auch die Politik in den Aufsichtsgremi-
en berücksichtigt wird. Zu Recht, wie ich finde. Poli-
tische Strömungen sind wie Verbände, Gewerk-
schaften oder Kirchen ebenfalls ein wichtiger Be-
standteil der Gesellschaft. Sie gehören zu einer plu-
ralistischen Repräsentanz dazu. Doch hebt das 
Bundesverfassungsgericht auch mit Blick auf die 
Vertretung staatlicher oder staatsnaher Ebenen 
eben den maßgebenden Aspekt der Vielfaltsiche-
rung hervor.  

Der vorliegende Staatsvertrag berücksichtigt jedoch 
nur Regierungsparteien. Deswegen hat sogar der 
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von den Koalitionsfraktionen bei der Sachverständi-
genanhörung benannte Professor Dr. Hain in seiner 
schriftlichen Stellungnahme deutlich gemacht, dass 
die Entsendung der Ländervertreter durch die Exe-
kutiven die starke Berücksichtigung von Regie-
rungsparteivertretern begünstigt. Das ist eine be-
scheidene Formulierung, aber immerhin.  

Aus unserer Sicht widerspricht der Staatsvertrags-
entwurf von der vom Bundesverfassungsgericht 
vorgezogenen Linie sehr stark.  

Sie haben, Kollege Engstfeld, gerade die medienpo-
litische Sprecherin der Grünen in Berlin genannt, 
Tabea Rößner, die auch das deutlich unterstreicht 
und im Grunde unsere Kritik unterstützt, dass klei-
nere politische Parteien keine Rolle mehr spielen 
sollen. Insofern sind Sie in diesem Fall ein wenig in 
der Koalitionsdisziplin gefangen. Das ist schade; 
aber so ist das. 

Wir empfehlen, dem Staatsvertrag nicht zuzustim-
men und unseren Entschließungsantrag zu unter-
stützen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nückel. – Für die Piratenfraktion 
spricht Herr Kollege Marsching. 

Michele Marsching (PIRATEN): Vielen Dank. – 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren auf der Tribüne und zu 
Hause! Ich möchte hauptsächlich zum Entschlie-
ßungsantrag der FDP reden. Das Warum werde ich 
gleich begründen.  

(Thomas Nückel [FDP] unterhält sich mit An-
gela Freimuth [FDP].) 

– Ich muss kurz warten, bis Herr Kollege Nückel 
auch zuhört. – Sehr gut. 

Der Entschließungsantrag macht zunächst einen 
sehr guten Eindruck. Wir stehen hinter den Zielen, 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk staatsferner zu 
gestalten sowie die gesellschaftliche Kontrolle und 
die Vielfalt zu erhalten. Das wäre ganz in unserem 
Sinne; das haben wir auch mehrfach betont. Nicht 
nur die Forderung nach der Anpassung der Gremi-
en an die moderne, die heutige Zeit, sondern auch 
die Zusammenlegung der Gremien zur Aufsicht von 
öffentlich-rechtlichen und privaten Medien ist be-
grüßenswert.  

Der Teufel steckt jedoch wie immer im Detail. Im 
Text wird deutlich, dass Sie eine relativ interessante 
Rechnung aufmachen, die sich uns nicht erschließt. 
Aus einem Aufsichtsgremium die Entsandten der 
Exekutive herauszunehmen, um sie durch Entsand-
te der Legislative, also der Parteien, zu ersetzen, ist 
nach unserer Definition nicht wirklich staatsferner. 

Das, was Sie sich ausgedacht haben, ist wohl ein 
bisschen konstruiert. 

Wir würden eher sagen, wir sollten lieber den zivil-
gesellschaftlichen Einfluss erhöhen, also nicht Par-
teien in die Aufsichtsgremien entsenden, sondern 
weitere Vertreter – nicht nur drei – von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen. Das ist bei Ihnen ein biss-
chen verklausuliert. Aber wir glauben, das wäre 
echter gesellschaftlicher Pluralismus.  

Unter dem Strich bleibt damit nur zu sagen: Die 
Idee ist gut. Der Antrag geht in die richtige Richtung. 
Aber Sie hätten das Ganze konsequent weiterden-
ken müssen. Wenn Sie die Gremien wirklich staats-
fern ausgestalten wollen, hätten Sie den parteipoliti-
schen Einfluss eingrenzen sollen.  

Warum rede ich hauptsächlich zum Entschlie-
ßungsantrag? – Herr Vogt, Sie haben gerade ge-
sagt, wir sollten das noch mal nachlesen. – Das 
würde ich gerne tun. Uns sind bei der Anhörung ein 
paar kritische Worte im Ohr geblieben. Leider konn-
ten wir bei der Auswertung auf diese kritischen Wor-
te nicht eingehen. Denn wir konnten leider nicht ve-
rifizieren, ob das, was wir gehört haben, wirklich ge-
sagt wurde, da das Protokoll der Anhörung bis heu-
te nicht vorliegt. Ich persönlich verstehe nicht, wie 
wir heute, ohne die Möglichkeit einer vernünftigen 
Auswertung des Protokolls der Anhörung zu haben, 
abstimmen können. Aber sei‘s drum.  

Das Ansinnen ist eigentlich positiv. Aber wenn wir 
die kritischen Stimmen im Ohr behalten, müssen wir 
sagen: Wir wissen es leider nicht genau.  

Wir werden uns bei der Abstimmung zum Staatsver-
trag enthalten. Den Entschließungsantrag der FDP 
lehnen wir ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Marsching. – Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Lersch-Mense das Wort. 

Franz-Josef Lersch-Mense, Minister für Bundes-
angelegenheiten, Europa und Medien: Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! In dem von den Regierungschefinnen 
und -chefs der Länder ausgehandelten Staatsver-
trag werden vor allem die Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts umgesetzt, das mit Urteil vom 
25. März 2014 Teile des ZDF-Staatsvertrags für ver-
fassungswidrig erklärt und die Länder verpflichtet 
hatte, eine verfassungsgemäße Neuregelung nach 
Maßgabe der Gründe des Urteils zu treffen. 

So wird mit dem Staatsvertrag der Anteil der als 
staatsnah zu betrachtenden Mitglieder entspre-
chend der gerichtlichen Vorgaben deutlich reduziert.  

Durch die Entsendung von insgesamt 16 staatsfer-
nen Vertretern aus verschiedenen Bereichen wird 
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ferner den aktuellen verschiedenartigen gesell-
schaftlichen Strömungen und Kräften in Deutsch-
land Rechnung getragen und Vielfalt in diesem Be-
reich gesichert. 

Des Weiteren wird die gleichberechtigte Entsen-
dung von Männern und Frauen sichergestellt.  

Die geforderte Transparenz wird über die Öffent-
lichkeit der Sitzung des Fernsehrats und Veröffentli-
chungspflichten ebenfalls gewährleistet. 

Zudem werden weitere vornehmlich redaktionelle 
Änderungen im ZDF-Staatsvertrag umgesetzt und 
eine Anpassung des Anwendungsbereichs des 
Rundfunkstaatsvertrags an die Vorgaben der Richt-
linien über audiovisuelle Mediendienste, die soge-
nannte AVMD-Richtlinie, vorgenommen. 

Der ZDF-Staatsvertrag sieht in seiner geänderten 
neuen Fassung vor, dass die Länder jeweils aus un-
terschiedlichen Bereichen entsendeberechtigte Or-
ganisationen für den ZDF-Fernsehrat benennen. 
Nordrhein-Westfalen kommt dabei die Aufgabe zu, 
Organisationen aus dem Bereich Medienwirtschaft 
und Film näher zu bestimmen. Das war uns ein An-
liegen, das wohl auch für die Medienschaffenden in 
unserem Land ein gutes und richtiges Signal ist.  

Der Umsetzung dieses Verfahrens dient Art. 2 des 
vorliegenden Gesetzes. Als entsendeberechtigte 
Organisationen werden gemeinsam der Film und 
Medienverband NRW e. V., das Filmbüro NW e. V. 
und der Kulturrat NRW e. V., Sektion Medien, be-
nannt. Diese Organisationen sollen berechtigt sein, 
für jede Amtsperiode des ZDF-Fernsehrats gemein-
sam jeweils ein Mitglied zu entsenden.  

Für die Entsendung gelten dieselben Regelungen 
wie für die Entsendung der übrigen Mitglieder des 
Fernsehrats. Insbesondere sieht der ZDF-Staats-
vertrag diesbezüglich Inkompatibilitätsregeln und 
Maßgaben zur gleichberechtigten Berücksichtigung 
von Frauen und Männern vor. 

Meine Damen und Herren, in Ergänzung des bereits 
Gesagten bitte ich Sie ausdrücklich, den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der FDP abzulehnen und 
stattdessen heute dem Gesetz zum Siebzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag in der vorliegen-
den Form zuzustimmen und das Gesetz zu verab-
schieden. 

Herr Nückel, in der Debatte ist bereits auf die kriti-
schen Punkte hingewiesen worden. Auch ich kann 
nicht verstehen, warum Sie nur drei von 16 Länder-
vertretern in den ZDF-Fernsehrat entsenden wollen. 
Rundfunk ist – darin sind wir uns sicherlich alle ei-
nig – eine föderale Aufgabe. Deswegen muss es 
doch ein Anliegen der Länder sein, das föderale 
Element zu stärken und es im ZDF-Fernsehrat nicht 
zu schwächen. Deshalb meine dringende Bitte, im 
gemeinsamen Länderinteresse über diesen Punkt 
noch einmal nachzudenken.  

Ich bitte um Zustimmung zum Staatsvertrag und 
bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung, erstens über den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/9516. Der Hauptaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 16/10389, den Ge-
setzentwurf unverändert anzunehmen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
selbst. Wer möchte dem zustimmen? – Das sind 
SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die FDP-Fraktion und ein Ab-
geordneter der Piratenfraktion. Wer enthält sich der 
Stimme? – Das sind die übrigen Abgeordneten der 
Piratenfraktion. Damit stelle ich fest, dass der Ge-
setzentwurf Drucksache 16/9516 angenommen 
und in zweiter Lesung verabschiedet ist. 

Ich lasse – zweitens – über den Entschließungsan-
trag der FDP-Fraktion Drucksache 16/10490 ab-
stimmen. Wer ist für diesen Entschließungsan-
trag? – Das ist die FDP-Fraktion. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind die Fraktionen von SPD, CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen und Piraten. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Damit stelle ich 
fest, dass der Entschließungsantrag Drucksache 
16/10490 abgelehnt ist. 

Ich rufe auf: 

8 Achtzehnter Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Acht-
zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung  
Drucksache 16/9758 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/10390 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster 
Rednerin für die SPD-Fraktion der Frau Abgeordne-
ten Steinmann das Wort. Bitte, Frau Kollegin.  

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Vor uns liegt in der 
inhaltlichen Folge der Achtzehnte Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag, ein Antrag der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag.  
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